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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes über die Anpassung der Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen aus Anlaß der Veränderung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage für das Jahr 1959 
(Zweites Rentenanpassungsgesetz — 2. RAG) 

— Drucksache 1325 — 


A. Bericht des Abgeordneten Meyer (Wanne-Eickel) 


Allgemeiner Teil 

Das Gesetz über die Anpassung der Renten aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen trägt den 
Bestimmungen des § 1272 Abs. 1 und 2 RVO (§ 49 
Abs. 1 und 2 AVG und § 71 RKG) Rechnung. 

Die allgemeine Bemessungsgrundlage beträgt laut 
Verordnung (BGBl. I S. 958) für 1958 und 1959 im 
Verhältnis von 4862 ; 4590 gleich 1 : 1,0594 in der 
Knapp schaftli che n Rentenversicherung und von 
4812 : 4542 gleich 1 : 1,0594 in den Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und Angestellten. Die relative 
Veränderung der Bezugsgrößen von 1958 auf 1959 
ist somit in den drei Versicherungszweigen gleich 
hoch, so daß der Wert von 1,0594 als einheitlicher 
Vervielfältigungswert zugrunde zu legen ist. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat den Bericht 
über die Entwicklung der wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit und der Produktivität sowie die Verände- 
rungen des Volkseinkommens je Erwerbstätigen 
und über die Finanzlage der Rentenversicherungen 
(Sozialbericht 1959) — Drucksache 1255 — in seine 
Beratungen einbezogen. 

Dieser Bericht schlägt ebenfalls die Anpassung 
der Renten im Sinne des vorliegenden Anpassungs- 
gesetzes vor. Seine Kenntnisnahme ist eine Voraus- 
setzung für die Annahme des Gesetzes. 

Von der Anpassung betroffen werden die Renten, 
die entweder auf der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage für das Jahr 1957 berechnet und durch das 


Erste Rentenanpassungsgesetz angepaßt oder die 
auf der allgemeinen Bemessungsgrundlage für das 
Jahr 1958 berechnet worden sind. 

Die Anpassung nach diesem Gesetz tritt ab 1. Ja- 
nuar 1960 in Kraft. Die Fraktion der SPD stellte bei 
den Beratungen den Antrag, die Gesamtrente ein- 
schließlich des Sonderzuschusses von 21 bzw. 14 DM 
in die Anpassung einzubeziehen. Dieser Antrag 
wurde abgelehnt. 

Abgelehnt wurde auch der von der gleichen Frak- 
tion gestellte Antrag, die Unfallrenten in die An- 
passung einzubeziehen. 

In § 7 wurde auf einen Antrag der Fraktion der 
CDU/CSU einstimmig vom Ausschuß beschlossen, die 
Erhöhungsbeträge für die Monate Januar bis ein- 
schließlich Mai 1960 auf Versorgungsrenten nach 
dem Bundesversorgungsgesetz, auf Unterhaltshilfen 
nach dem Lastenausgleichsgesetz, auf Leistungen 
nach dem Bundesentschädigungsgesetz und auf Bun- 
desbeihilfen zum Ausgleich von Härten im Rahmen 
der betrieblichen Altersfürsorge sowie bei Prüfung 
der fürsorgerechtlichen Hilfsbedürftigkeit und bei 
der Gewährung von Leistungen aus der Arbeits- 
losenversicherung und der Arbeitslosenhilfe nicht 
in Anrechnung zu bringen. Ein weitergehender An- 
trag der Fraktion der SPD verfiel der Ablehnung. 

Der Antrag der Fraktion der SPD betr. finanzielle 
Verpflichtungen des Bundes gegenüber den Trägern 
der Rentenversicherung — Drucksache 1333 — wurde 
deshalb als erledigt angesehen, weil der Herr Bun- 
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desminister für Arbeit und Sozialordnung in der | 
88. Plenarsitzung am 6. November 1959 erklärt hatte, | 
daß in Einverständnis mit demHerrn Bundesminister 
der Finanzen in dem nächsten Haushaltsplan ein 
Betrag von 200 Millionen DM als Ablösungsrate 
dieser Verpflichtung eingesetzt wird. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung vom 
19, November 1959 ebenfalls den Gesetzentwurf zur 
Zweiten Rentenanpassung behandelt und nahm wie 
folgt Stellung: 

Die erforderlichen Mehraufwendungen von 100' 
Mio DM für die knappschaftliche Rentenversiche- 
rung, die zu Lasten des Bundes gehen, sind nach | 
dem Entwurf des Bundeshaushaltsplans für das | 
Redinungsjahr 1960 in Einzelplan 11 Kap. 11 13 , 
Tit. 602 unter Nr. 9 der Erläuterungen vorsorglich 
ausgewiesen. Danach sind die Aufwendungen nach 
dem Zweiten Rentenanpassungsgesetz wie folgt | 
vorgesehen: | 

a) Für die Zeit vom 1. Januar 

bis 31. März 1960 21,5 Mio DM | 

i 

b) Für das Rechnungsjahr 1960 84,5 Mio DM | 

zusammen: 106,0' Mio DM I 

Der Haushaltsausschuß empfiehlt, dem Gesetz- 
entwurf in der Fassung der Beschlüsse des Aus- 
schusses für Sozialpolitik zuzustimmen. 


Besonderer Teil 

Zu § 1 

Der Antrag der Fraktion der SPD, die Anpassung 
mit Wirkung vom 1. Januar 1959 durchzuführen und 
§ 1 Abs. 1 der Regierungsvorlage entsprechend zu 
ändern, fand keine Mehrheit. 

Zu § 2 

Der Ausschuß hat sich mit Stimmenmehrheit da- 
für ausgesprochen, den § 2 der Regierungsvorlage 
zu streichen, den materiellen Gehalt seiner Regelung 
aber in § 4 Abs. 2 zu übernehmen. § 2 i. d. F. der 
Regierungsvorlage sieht für Renten aus Versiche- 
rungsfällen des Jahres 1958, die der Höchstbegren- 
zung unterliegen, eine von § 1 abweichende Form 
der Anpassung vor. Bekanntlich ist am 1. Januar 
1959 nicht nur die allgemeine Bemessungsgrundlage, 
sondern auch die Beitragsbemessungsgrenze gestie- 
gen. Die allgemeine Bemessungsgrundlage stieg um 
5,94 V. H., die Beitragsbemessungsgrenze dagegen 
von 9000 auf 9600 DM, d. h. um 6,7 v. H. Die Diffe- 
renz dieser beiden Vomhundertsätze erklärt sich aus 
der Abrundung, die bei der Festsetzung der Bei- 
tragsbemessungsgrenze vorzunehmen ist. Würde 
man bei Renten aus Versicherungsfällen des Jahres 
1958 nur die — infolge der Höchstbegrenzung abge- 
schnittenen — Rentenzahlbeträge mit 5,94 multipli- 
zieren, so würde der Rentenbezieher des Jahres 
1958 nicht dasselbe bekommen, wie der Renten- 
bezieher des Jahres 1959, dessen Rente bereits 
unter Berücksichtigung der um 6,7 v. H. angehobe- 
nen Beitragsbemessungsgrenze berechnet ist. Um 


diese abgeschnittenen Renten des Jahres 1958 um 
6,7 V. H. erhöhen zu können, sieht § 2 des Entwurfs 
eine Anpassung dieser Renten durch Neuberechnung 
vor. Insoweit konnte der Regierungsvorlage unbe- 
denklich gefolgt werden. Diese Form der Anpassung 
führt jedcK:h zu unbefriedigenden Ergebnissen in 
den Fällen, in welchen eine Rente durch Zusammen- 
treffen mit einer Unfallrente gekürzt ist. Diese Ren- 
ten würden bei einer Neuberechnung keine Er- 
höhung erfahren, wenn der Höchstbetrag, den Un- 
fallrente und Rente aus der Rentenversicherung 
nicht überschreiten dürfen, 85 v. H. des der Unfall- 
rente zugrunde liegenden Jahresarbeitsverdienstes 
ist. Da dieser Höchstbetrag von der Änderung der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage nicht berührt 
wird, also unverändert geblieben ist, würden diese 
Renten keine Erhöhung durch die Anpassung er- 
fahren. Das aber wiederum würde im Widerspruch 
stehen zu den Beschlüssen des Bundestages zum 
Ersten Rentenanpassungsgesetz, nach denen jeweils 
auch die gekürzten Renten an der Anpassung teil- 
nehmen sollen. Der Ausschuß für Sozialpolitik hat 
sich auch diesmal für eine Anpassung dieser Renten 
ausgesprochen. 

Zu § 4 

§ 4 Abs. 2 der Regierungsvorlage behandelt das 
bereits in § 2 angesprochene Problem der Anpassung 
derjenigen Renten, die infolge Überschreitens der 
Rentenhöchstbeträge begrenzt sind. Während sich 
§ 2 des Regierungsentwurfs jedoch auf die Renten 
des Jahres 1958 bezog, behandelt § 4 Abs. 2 die 
Renten des Jahres 1957 und früher. Bei diesen 
Renten kann die Veränderung der Beitragsbemes- 
sungsgrenze um 6,7 V. H. dadurch. Berücksichtigung 
finden, daß der durch das Erste Rentenanpassungs- 
gesetz anzupassende Rentenzahlbetrag mit 6,1 und 
5,94 multipliziert und anschließend die Begrenzung 
nach oben vorgenommen wird. Die einschlägige 
Fassung der Regierungsvorlage wurde übernom- 
men, sie wurde lediglich durch die Einfügung eines 
weiteren Satzes dahin ergänzt, daß als Rentenzahl- 
betrag der Zahlbetrag für Januar 1960 zugrunde ge- 
legt wird, wodurch inzwischen eingetretenen Ände- 
rungen des Rentenzahlbetrages Rechnung getragen 
wird. In einem weiteren Satz 3, der im Ausschuß an- 
gefügt wurde, werden die Fälle übernommen, die in 
der Regierungsvorlage in § 2 angesprochen waren. 
Nach der vom Ausschuß vorgenommenen Änderung 
werden nunmehr sämtliche Renten, die durch über- 
schreiten der Rentenhöchstbeträge nach oben be- 
grenzt sind, gleich behandelt. Insbesondere werden 
auch die infolge des Zusammentreffens mit einer 
Unfallrente gekürzten Renten in die Anpassung mit 
einbezogen. 

Zu § 5 

Durch Streichung des § 2, der die Renten des 
Jahres 1958 anspricht, war es erforderlich, in § 5 
nicht nur die Renten aus Versicherungsfällen des 
Jahres 1957, sondern auch die des Jahres 1958 an- 
zusprechen, um ihre einheitliche Begrenzung nach 
oben sicherzustellen. 
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Zu § 7 I 

In § 7 hat sich die Mehrheit des Ausschusses da- 
für ausgesprochen, die Anpassungsbeträge nicht nur, 
wie es der Regierungsentwurf vorsah, bis einschließ- 
lich April, sondern bis einschließlich Mai 1960 von 
der Anrechnung auf die übrigen Sozialleistungen 
auszunehmen. Ein Vorschlag der Fraktion der SPD, 
die Anrechnung der Anpassungsbeträge schlechthin 
auszuschließen, fand keine Mehrheit. j 

Zu § 9 

Ein Antrag der Fraktion der SPD, Absatz 3 des 
§ 9 zu streichen, ist mit Stimmengleichheit abgelehnt | 
worden. Die Fraktion der SPD wollte mit der Strei- | 
chung des Absatzes 3 erreichen, daß an der Renten- j 


anpassung auch die Renten im Saarland beteiligt 
werden, die als Altersruhegelder nach saarländi- 
schem Recht schon vom Erreichen des 60. Lebens- 
jahres an gewährt werden. Die Abstimmung über 
den § 9 ergab dann jedoch, daß sich auch für ihn 
keine Mehrheit fand. § 9 i. d. F. der Regierungsvor- 
lage ist mit Stimmengleichheit abgelehnt worden. 
Sofern der Gesetzentwurf in der vom Ausschuß be- 
schlossenen Fassung angenommen wird, muß trotz 
des Wegfalls des § 9 angenommen werden, daß das 
Gesetz im Saarland gilt, weil es einer positiven Be- 
stimmung, daß ein Bundesgesetz im Saarland gelte, 
nicht bedarf. 

Der Berichterstatter schlägt dem Hohen Hause 
die Annahme des Gesetzes vor. 


Bonn, den 20. November 1959 


Meyer (Wanne-Eickel) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. nach Kenntnisnahme des Berichts über die Ent- 
wicklung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
und der Produktivität sowie die Veränderungen 
des Volkseinkommens je Erwerbstätigen und 
über die Finanzlage der Rentenversicherungen 
(Sozialbericht 1959) — Drucksache 1255 — den 
Gesetzentwurf — Drucksache 1325 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen, 

2. den Antrag der Fraktion der SPD betr. finan- 
zielle Verpflichtungen des Bundes gegenüber 
den Trägern der Rentenversicherung — Druck- 
sache 1333 — auf Grund der von dem Herrn 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung in 
der 88. Plenarsitzung am 6. November 1959 ab- 
gegebenen Erklärungen als erledigt anzusehen. 


Bonn, den 20. November 1959 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Meyer (Wanne-Eickel) 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes über die Anpassung der Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen aus Anlaß der Veränderung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage für das Jahr 1959 
(Zweites Rentenanpassungsgesetz — 2. RAG) 

— Drucksache 1325 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen aus Anlaß der Veränderung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
für das Jahr 1959 

(Zweites Rentenanpassungsgesetz — 2. RAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) In den gesetzlichen Rentenversicherungen 
werden aus Anlaß der Veränderung der allgemei- 
nen Bemessungsgrundlage für das Jahr 1959 die 
Versicherten- und Hinterbliebenenrenten aus Ver- 
sicherungsfällen, die im Jahre 1958 oder früher ein- 
getreten sind, für Bezugszeiten vom 1. Januar 1960 
an in der Weise angepaßt, daß der nach § 4 zu 
ermittelnde Anpassungsbetrag mit 1,0594 verviel- 
fältigt wird; dem sich dadurch ergebenden Betrag 
sind die der Anpassung nicht unterliegenden Ren- 
tenteile wieder hinzuzufügen. 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 ge- 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 1 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 1 des An- 
gestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes er- 
höhten Versichertenrenten von Berechtigten, die 
das 65. Lebensjahr im Jahre 1959 vollendet haben. 

(3) Absatz 1 findet auf den Knappschaftssold 
keine Anwendung. 

§ 2 

Renten aus Versicherungsf allen des Jahres 1958, 
die nach §§ 1253 ff. der Reichsversicherungsordnung 
oder §§ 30 ff. des Angestelltenversicherungsgesetzes 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen aus Anlaß der Veränderung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
für das Jahr 1959 

(Zweites Rentenanpassungsgesetz — 2. RAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

entfällt 


4 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1416 


Entwurf 

beTechnet sind und bei denen die für den Versicher- 
ten maßgebende Rentenbemessungsgrundlage be- 
grenzt ist, sind für Bezugszeiten vom 1, Januar 1960 
an ohne Änderung der übrigen Berechnungsfaktoren 
unter Zugrundelegung der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage für das Jahr 1959 und der Beitragsbe- 
messung sgrenze für dieses Jahr zu berechnen. 

§ 3 

Auf Renten, die nach Artikel 2 § 43 Abs. 1 des 
Arbeiterrentenversicherungs - Neuregelungsgesetzes 
oder Artikel 2 § 42 Abs. 1 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes oder Artikel 2 § 28 

Abs. 1 des Knappschaftsrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes berechnet worden sind oder 
berechnet werden, findet § 1 Abs. 1 auch dann 
Anwendung, wenn der Versicherungsfall nach dem 
31. Dezember 1958 eingetreten ist. Das gleiche gilt 
für Renten, die nach Artikel 3 § 6 Abs. 3 des 
Arbeiterrentenversicherungs - Neuregelungsgesetzes 
oder Artikel 3 § 5 Abs. 2 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes berechnet worden sind 
oder berechnet werden. 

§ 4 

(1) Anpassungsbetrag ist der Rentenzahlbetrag 
für Januar 1960 einschließlich des Kinderzuschusses 
für jedes Kind, vermindert um den Sonderzuschuß 
und die Steigerungsbeträge aus Beiträgen der 
Höherversicherung. In der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung vermindert sich der Rentenzahl- 
betrag außerdem um den Leistungszuschlag und den 
nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknappschafts- 
gesetzes zu belassenden Betrag. 

(2) Bei Renten, auf die § 4 des Ersten Renten- 
anpassungsgesetzes anzuwenden war, ist Anpas- 
sungsbetrag der Betrag, der sich nach Anwendung 
des § 1 Abs. 1 erster Halbsatz des Ersten Renten- 
anpassungsgesetzes ergibt. 


(3) In den Fällen, in denen für Januar 1960 keine 
Rente gezahlt worden ist oder sich der Zahlbetrag 
der Rente nach dem 31. Dezember 1959 erhöht, tritt 
an die Stelle des Rentenzahlbetrages im Sinne des 
Absatzes 1 der Betrag, der für Januar 1960 zu 
zahlen gewesen wäre, wenn die Voraussetzungen 
für die Erfüllung des Anspruchs damals bestanden 
hätten. 

(4) Bei Renten, die nach Artikel 2 § 42 des 
Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes, 
Artikel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes und Artikel 2 § 1 1 des Knappschafts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes berech- 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


§ 3 

unverändert 


§ 4 

(1) unverändert 


(2) Bei Renten, auf die § 4 des Ersten Renten- 
anpassungsgesetzes anzuwenden war, ist Anpas- 
sungsbetrag der Betrag, der sich nach Anwendung 
des § 1 Abs. 1 erster Halbsatz des Ersten Renten- 
anpassungsgesetzes ergibt. An die Stelle des Renten- 
zahlbetrages für Januar 1959 tritt der Rentenzahl- 
betrag für Januar 1960. Satz 1 und 2 gelten ent- 
sprechend für Renten aus Versicherungsfällen des 
Jahres 1958, die nach §§ 1253 ff. der Reichsversiche- 
rungsordnung oder §§ 30 ff. des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes berechnet sind und bei denen 
die für den Versicherten maßgebende Renten- 
bemessungsgrundlage begrenzt ist. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 
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Entwurf 

net sind, gelten als Sonderzuschuß die Beträge 
von 21 Deutsche Mark bei Versichertenrenten und 
14 Deutsche Mark bei Hinterbliebenenrenten. Ist 
in den Fällen des Satzes 1 bei der Berechnung 
einer Versicherten- und einer Hinterbliebenenrente 
desselben Berechtigten ein Sonderzuschuß zu be- 
rücksichtigen gewesen, so gilt als Sonderzuschuß 
der Betrag von 21 Deutsche Mark. 

§ 5 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Angestell- 
ten, die auf Versicherungsfällen des Jahres 1957 
beruhen und nach §§ 1253 ff. der Reichsver- 

sicherungsordnung oder §§ 30 ff. des Angestellten- 
versicherungsgesetzes berechnet worden sind sowie 
bei Renten aus der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung und Renten aus der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Rentenversicherung der An- 
gestellten mit einem Leistungsteil aus der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung darf der nach § 1 
Abs. 1 erster Halbsatz errechnete Betrag den Betrag 
nicht überschreiten, der sich ergeben würde, wenn 
die Rente ohne Änderung der übrigen Berechnungs- 
faktoren unter Zugrundelegung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage für das Jahr 1959 und der Bei- 
tragsbemessungsgrenze für dieses Jahr berechnet 
werden würde. Auf die übrigen Renten aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Renten- 
versicherung der Angestellten findet Artikel 2 
§ 34 des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes oder Artikel 2 § 33 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes Anwendung. Die 
in diesen Vorschriften angegebenen Werte werden 
durch folgende Werte ersetzt: 


„Bei einer Versiche- 
rungsdauer von . . . 
Jahren 

Versicherten- 

rente 

DM/Monat 

Witwen- und 
Witwerrente 
DM/Monat 

50 

600,00 

360,00 

49 

588,00 

352,80 

48 

576,00 

345,60 

47 

564,00 

338,40 

46 

552,00 

331,20 

45 

540,00 

324,00 

44 

528,00 

316,80 

43 

516,00 

309,60 

42 

504,00 

302,40 

41 

492,00 

295,20 

40 und weniger 

480,00 

288,00" 


§ 1282 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung und 
§ 59 Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
gelten. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Renten aus der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, die nach 
Artikel 2 § 1 1 oder Artikel 2 § 25 des Knappschafts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes berech- 
net worden sind. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


§ 5 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Angestell- 
ten, die auf Versicherungsfällen der Jahre 1957 
und 1958 beruhen und nach §§ 1253 ff. der Reichs- 
versicherungsordnung oder §§ 30 ff. des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes berechnet worden sind so- 
wie bei Renten aus der knappschaftlichen Renten- 
versicherung und Renten aus der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Rentenversicherung der 
Angestellten mit einem Leistungsteil aus der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung darf der nach § 1 
Abs. 1 erster Halbsatz errechnete Betrag den Betrag 
nicht überschreiten, der sich ergeben würde, wenn 
die Rente ohne Änderung der übrigen Berechnungs- 
faktoren unter Zugrundelegung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage für das Jahr 1959 und der Bei- 
tragsbemessungsgrenze für dieses Jahr berechnet 
werden würde. Auf die übrigen Renten aus der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Renten- 
versicherung der Angestellten findet Artikel 2 
§ 34 des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes oder Artikel 2 § 33 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes Anwendung. Die 
in diesen Vorschriften angegebenen Werte werden 
durch folgende Werte ersetzt: 


,Bei einer Versiche- 
rungsdauer von . . . 
Jahren 

Versicherten- 

rente 

DM/Monat 

Witwen- und 
Witwerrente 
DM/Monat 

50 

600,00 

360,00 

49 

588,00 

352,80 

48 

576,00 

345,60 

47 

564,00 

338,40 

46 

552,00 

331,20 

45 

540,00 

324,00 

44 

528,00 

316,80 

43 

516,00 

309,60 

42 

504,00 

302,40 

41 

492,00 

295,20 

40 und weniger 

480,00 

288,00" 


§ 1282 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung und 
§ 59 Abs. 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
gelten. 

(2) unverändert 
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§ 6 

Ergibt die Anpassung keinen höheren als den 
bisherigen Zahlbetrag, so ist dieser weiterzuzahlen. 

§ 7 

Soweit bei den Versorgungsrenten nach dem 
Bundesversorgungsgesetz, den Unterhaltshilfen nach 
dem Lastenausgleichsgesetz, den Leistungen nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz und den Bundes- 
beihilfen zum Ausgleich von Härten im Rahmen 
der betrieblichen Altersfürsorge nach den Richt- 
linien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) die Gev/ährung oder 
die Höhe der Leistung davon abhängig ist, daß 
bestimmte Einkommensgrenzen nicht überschritten 
werden, bleiben die Erhöhungsbeträge, die für 
die Monate Januar bis einschließlich April 1960 auf 
Grund der Vorschriften dieses Gesetzes zu leisten sind, 
für den genannten Zeitraum bei der Ermittlung des 
Einkommens unberücksichtigt. Das gleiche gilt bei 
der Prüfung der fürsorgerechtlichen Hilfsbedürftig- 
keit. Die Erhöhungsbeträge für den in Satz 1 ge- 
nannten Zeitraum sind ferner bei der Gewährung 
von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung 
und der Arbeitslosenhilfe nicht zu berücksichtigen. 


§ 8 

(1) Dem Berechtigten ist über die Anpassung 
eine schriftliche Mitteilung zu geben. Ergibt eine 
spätere Überprüfung, daß die Anpassung fehlerhaft 
ist, so ist sie zu berichtigen. Die Rente ist in ihrer 
bisherigen Höhe bis zum Ablauf des Monats zu 
gewähren, in dem der Berichtigungsbescheid zuge- 
steilt wird. Eine Rückforderung überzahlter Beträge 
findet nicht statt. Die Berichtigung ist nur bis zum 
31. Dezember 1960 zulässig. 

(2) § 1300 der Reichsversicherungsordnung, § 79 
des Angestelltenversicherungsgesetzes und § 93 
Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes bleiben 
unberührt. 

§ 9 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind im 
Saarland unter Berücksichtigung der Fassung anzu- 
wenden, in der die in den §§ 1 bis 5 aufgeführten 
Vorschriften im Saarland gelten, 

(2) § 7 ist im Saarland entsprechend anzuwenden. 

(3) Auf Renten, die nach Artikel 2 § 15 des 
Gesetzes Nr. 591 zur Einführung des Arbeiter- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saar- 
land vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 779), des Artikels 2 § 17 des Gesetzes Nr. 590 
zur Einführung des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S, 789) und des Artikels 4 
§ 9 des Gesetzes Nr. 635 zur Einführung des Reichs- 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

§ 6 

unverändert 

§ 7 

Soweit bei den Versorgungsrenten nach dem 
Bundesversorgungsgesetz, den Unterhaltshilfen nach 
dem Lastenausgleichsgesetz, den Leistungen nach 
dem Bundesentschädigungsgesetz und den Bundes- 
beihilfen zum Ausgleich von Härten im Rahmen 
der betrieblichen Altersfürsorge nach den Richt- 
linien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) die Gewährung oder 
die Höhe der Leistung davon abhängig ist, daß 
bestimmte Einkommensgrenzen nicht überschritten 
werden, bleiben die Erhöhungsbeträge, die für 
die Monate Januar bis einschließlich Mai 1960 auf 
Grund der Vorschriften dieses Gesetzes zu leisten 
sind, für den genannten Zeitraum bei der Ermitt- 
lung des Einkommens unberücksichtigt. Das gleiche 
gilt bei der Prüfung der fürsorgerechtlichen Hilfs- 
bedürftigkeit. Die Erhöhungsbeträge für den in 
Satz 1 genannten Zeitraum sind ferner bei der Ge- 
währung von Leistungen aus der Arbeitslosenver- 
sicherung und der Arbeitslosenhilfe nicht zu berück- 
sichtigen. 

§ 8 

unverändert 


§ 9 

entfällt 
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Entwurf Beschlüssede 

knappschaftsgesetzes und des Knappschaf tsrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland 
vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1099) 
gewährt werden, findet dieses Gesetz keine An- 
wendung. 

§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unve 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung unve 

in Kraft. 


s 20. Ausschusses 


§ 10 

rändert 

§ 11 

rändert 
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